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(dh) – In Sachsen herrscht
momentan dicke Luft. Zahn-
ärzte und Zahntechniker
schießen im Freistaat gegen
die eigene Kassenzahnärzt-
liche Vereinigung (KZVS)
sowie die Handwerkskam-
mer. So wirft man sich

gegenseitig mangelnde Se-
riosität bzw. Vetternwirt-
schaft vor. An vorderster
Front mit dabei kämpft Jens
Richter mit seiner Inter-
netplattform www.protest-
liste.de  gegen vermeintliche
und offensichtliche Miss-
stände an. Als jüngstes Bei-
spiel des Zahntechnikers

aus Hartha ist auf genannter
Seite dessen Vorwurf zu le-
sen, die KZVS würde ver-
traglich mit ausländischen
Laboren zusammenarbei-
ten. So ist bei ihm unter an-
derem zu lesen: „Aus gut in-
formierten Kreisen erfuhr

protestliste.de, dass die
KZVS seit einiger Zeit ver-
sucht,Verträge mit tschechi-
schen und polnischen Labo-
ren abzuschließen. Dies
wäre dann ein weiterer
Schlag für Arbeitsplätze
schaffende sächsische La-
bore.“  
Harte Anschuldigungen ge-

gen die Kassenzahnärztli-
che Vereinigung, die bislang
offiziell immer die Qualität
deutscher Dentallaborato-
rien herausgehoben hatte.
Die KZVS wehrt sich massiv
gegen diese Anschuldigun-
gen und droht – sollten sol-

che Aussagen weiterhin ver-
öffentlicht werden – mit
rechtlichen Konsequenzen
gegen den Betreiber dieses
Internetauftritts. Zudem be-
tont die sächsische KZV
nachdrücklich, weder er-
wähnte Verträge abge-
schlossen zu haben, noch
solche zu planen.

Das Zahntechniker-
Handwerk muss derzeit mit
einem dramatischen Auf-
tragseinbruch fertig wer-
den.War dieser nach den Er-
fahrungen von 1998 vorher-
sehbar?
Nach den Ankündigungen
der Krankenkassen und
KZBV gegenüber der Politik
im letzten Jahr war dies nun
wirklich nicht zu erwarten,
befürchten musste man es
angesichts des komplizier-
ten Regelwerkes gleich-
wohl. Diese Befürchtung ist
in den letzten Wochen ge-
wachsen, nachdem wichtige
Entscheidungen für die An-
wendung des Festzuschuss-
Systems erst sehr spät im
Dezember zwischen gesetz-
lichen Krankenkassen und
KZBV entschieden wurden
und weil wichtige Grundla-
gen, wie etwa der endgültige
Heil- und Kostenplan sowie
weitere Abrechnungsfra-
gen, strittig sind und vom
zahnärztlichen Bundes-
schiedsamt bis heute noch
nicht entschieden wurden.
Ein Auftragseinbruch,wie er
sich derzeit darstellt, hätte
nicht sein müssen,hätte man
die alte VDZI-Forderung
nach einer Übergangsrege-
lung ernst genommen.

Welche Maßnahmen
könnten die Betriebsinha-
ber heute noch ergreifen,um
die wirtschaftlichen Folgen
etwas zu mindern?
Die Handlungsmöglichkei-
ten der Betriebe bei Auf-
tragseinbruch sind leider
immer gleich. Kosten redu-
zieren, Personalkapazitäten
flexibilisieren und vor al-
lem Liquidität sicherstel-
len. Insbesondere der letzte
Punkt, die Liquiditätssiche-
rung, dürfte die Betriebe vor
arge Probleme stellen, da
die Banken restriktiver re-
agieren als dies noch vor ei-
nigen Jahren der Fall war.
Neben diesen zwingenden
kurzfristigen Maßnahmen
jedoch muss man an die
zahntechnischen Betriebe
appellieren,ihre Kompetenz
und ihre Kreativität noch
stärker dafür einzusetzen,
dass der Zahnarzt und die
Patienten von dem Wert und
Nutzen moderner Zahner-
satzversorgung überzeugt
werden. Dies ist eine zent-
rale Daueraufgabe über die
Reformen und deren Aus-
wirkungen hinaus. Es ist
meine feste Überzeugung,
dass dies die eigentliche
Herausforderung dieses
Jahrzehnts für die Branche
insgesamt sein wird, weil

das Gesundheitswesen vor
weiteren Deregulierungen
stehen dürfte.

Wann wird sich die Auf-
tragslage Ihrer Meinung
nach wieder normalisieren
und vor allem, auf welchem
Niveau?
Es ist davon auszugehen,
dass die Genehmigungspra-
xis in den nächsten Wochen
deutlich beschleunigt wird.
Hierfür hat sich der VDZI
massiv in den zuständigen
Gremien eingesetzt. Der
zweite Problemkreis, der
eine Normalisierung der
Auftragslage hemmt, sind
die nach wie vor zu kompli-
zierten Regelungen, die
zwischen Krankenkassen
und Zahnärzten gefunden
wurden. Der Bürokratismus
in der Praxis und bei den

Krankenkassen nimmt mit
dem neuen System entge-
gen aller Absichten nicht
ab, sondern zu. Es wird da-
her entscheidend darauf an-
kommen, dass sich Kran-
kenkassen und Zahnärzte
bald über die endgültigen
Regelungen der Abrech-
nungsgrundlagen verstän-
digen, um so die Komple-
xität des Festzuschuss-Sys-
tems zu reduzieren. Meine
persönliche Überzeugung
ist, dass es ohne ein flexib-
les Reagieren mit der Folge
von Änderungen der Be-
fundstruktur und der Fest-
zuschüsse nicht gehen wird.
Ohne eine breite Akzeptanz
und Nachvollziehbarkeit
der Regeln beim Patienten
und beim Zahnarzt wird es
keine dauerhafte Rückkehr
auf das bisherige Versor-
gungsniveau geben. Und
auch bei dieser Frage muss
an Zahnarzt und Labor ap-
pelliert werden, sich der
Herausforderung zu stellen,
dem Patienten selbstbe-
wusst und offensiv moderne
Zahnersatzversorgung und
deren Werthaltigkeit zu ver-
mitteln. Dazu gehört eine
gemeinsame Qualitätsof-
fensive. Wer sich wegen der
aktuellen Situation im kurz-
sichtigen Preisgerede ver-
liert,nimmt an der positiven
Positionierung seiner Leis-
tungen nicht teil, setzt den
Zug auf das falsche Gleis.
Bessere Leistungen zu leis-
tungsgerechteren Preisen
bleibt das Ziel für Zahnarzt
und Labor.

In den Medien werden
bisher noch keine Kampag-
nen zum Festzuschuss-Sys-
tem, welche die Patienten
wesentlich verunsichern
könnten, wahrgenommen.
Worauf ist dies zurückzu-

führen? Gibt es eine Verun-
sicherung der Patienten,
die nur nicht in den Medien
zum  Tragen kommt?
Die Ruhe an der Medien-
front ist vom VDZI ge-
wünscht worden und man
kann für die Zahnersatzver-
sorgung hoffen, dass dies
auch die nächsten Wochen
noch so bleibt. Jedoch gibt
es erste Anzeichen, dass
sich die Medien nach dem
Tsunami-Trauma, der Grip-
pewelle und den Landtags-
wahlen dem Thema „Zahn-
ersatz“ wieder stärker wid-
men. Das Zahntechniker-
Handwerk ist nicht daran
interessiert, durch Informa-
tionen über die derzeitige
schleppende Genehmi-
gungspraxis für weitere
Verunsicherung der Patien-
ten zu sorgen.Die Genehmi-
gungspraxis wird behoben –
die Verunsicherung bliebe
aber für längere Zeit zu-
rück. Das wäre nicht gut.
Die noch vorhandene Me-
dienruhe muss von Zahn-
arzt und Labor benutzt wer-
den,den Patienten ungeach-
tet der ungelösten Detail-
fragen Sicherheit und
Vertrauen zu vermitteln.

Der VDZI hat in den letz-
ten Wochen zahlreiche Ge-
spräche mit der Politik ge-
führt und auf die dramati-
sche Situation im Zahntech-
niker-Handwerk aufmerk-
sam gemacht sowie um
Unterstützung gebeten.Was
sind nun die nächsten
Schritte des Verbandes?  
Das Festzuschuss-System ist
politisch mit breiter Mehr-
heit von Berlin gewollt und
hat seine Chance verdient.
Das wir mit unseren Zwei-
feln Recht hatten, hilft nicht
weiter.Wir werden weiter un-
ermüdlich bei Krankenkas-
sen und Zahnärzten für ein
reibungsloses Funktionieren
des Systems werben. Wir
werden fortfahren, geeig-
nete Vorschläge zu unter-
breiten, die die Befundstruk-
turen und das Festzuschuss-
niveau zur Sicherung des
Versorgungsniveaus von Un-
gereimtheiten und Mängeln
bereinigen,um so das Versor-
gungsniveau auf den tat-
sächlichen Bedarf anzuhe-
ben. Hier ist der Gemein-
same Bundesausschuss der
Zahnärzte und Krankenkas-
sen gefordert, der schnell
und unkonventionell auf
festgestellte Mängel und
Fehler des Systems reagie-
ren muss. So ist die finan-
zielle Diskriminierung, die
die Kombinationsversor-
gung im Festzuschuss-Sys-
tem erfahren hat, für Fach-
leute und für Patienten mehr
als skandalös. Der VDZI
führt seine Gespräche der-
zeit in Berlin und Bonn und
wird weiter in den Parteien
und in den zuständigen Aus-
schüssen die Interessen der
Laboratorien vertreten,auch
weil es die Interessen der Pa-
tienten sind,die auf die Funk-
tionsfähigkeit des neuen
Systems vertrauen müssen.
Der VDZI ist aktuell die trei-
bende Kraft zur Verbesse-
rung der Lage.

Keine Laborverträge mit Osteuropa
KZVS weist die unter www.protestliste.de zu lesenden Vorwürfe strikt zurück

„Diese Mitteilung (die KZV Sachsen würde seit einiger Zeit versuchen, Verträge mit tschechischen und polni-
schen Laboren abzuschließen – Anmerk. d. Red.) entbehrt jeglicher Grundlage und ist falsch. Die KZV Sachsen

hat zu keinem Zeitpunkt Versuche unternommen, entsprechende Verträge mit aus-
ländischen Laboren abzuschließen. Verträge mit osteuropäischen Dentallaboren
existieren nicht und sind nicht geplant.
Im Gegenteil, die KZV Sachsen hat sich gemeinsam mit den sächsischen Zahntech-
nik-Innungsbetrieben gegen Versuche einzelner Krankenkassen gewehrt, die Zahn-
ärzte zu bewegen, zahntechnische Arbeiten zu Dumpingpreisen im nahen und fernen
Osten herstellen zu lassen. (…)
Die mangelnde Seriosität von Herrn Richter ist uns bereits aus früheren Internetauf-
tritten bekannt. Von diesen haben sich die sächsischen Zahntechnik-Innungsbetriebe
der KZV Sachsen gegenüber massiv distanziert.“

Dr. Ralph Nikolaus, stellv. Vorstandsvorsitzender KZVS

Statement

Mehr arbeitslose Zahntechniker
in Sachsen.   Das Landesarbeitsamt
Sachsen verzeichnete im Januar
2005 586 arbeitslose Zahntechniker
in Sachsen. Im Vergleich zum Vorjahr
ist die Zahl damit gestiegen. So wa-
ren von August bis Oktober 2004  308
Zahntechniker als arbeitslos gemel-
det. Zur Erinnerung: Ende August
2004 waren „lediglich“ 175 Zahn-
techniker arbeitslos. Die Steigerung
auf 308 bis Oktober 2004 wird allge-
mein auf den Sicherungsabschlag für
Zahnersatz in Sachsen zurückge-
führt. 
Auch die Zahl der arbeitssuchenden

Zahntechniker, die sich nach ihrer
Kündigung noch in der Kündigungs-
frist befinden, ist in Sachsen ange-
stiegen. So waren im Januar 2005
720 Techniker als arbeitssuchend re-
gistriert, von August bis Oktober
2004 hingegen waren es 577.

Unverständnis über Praxisins-
pektionen. Obwohl die Datenlage
von erfolgten Infektionsübertragun-
gen in Zahnarztpraxen eine flächen-
deckende Kontrolle nicht rechtfertigt,
werden von den Behörden in NRW
zahlreiche Praxisbegehungen ange-
ordnet. Diese sind jedoch nicht sach-

bezogen und angemessen, und in ih-
rer Sinnhaftigkeit nicht nachvollzieh-
bar. So müssen die Zahnärzte etwa
die „Vorlage des Nachweises der
Sachkenntnis“ derjenigen Techniker
vorlegen, die für die Instandhaltung
der zahnärztlichen Behandlungsein-
heit zuständig sind. Für BZÄK-Präsi-
dent Dr. Dr. Jürgen Weitkamp ist die-
ses bürokratische Vorgehen unver-
ständlich, wurden doch die Zahnärz-
tekammern unlängst angemahnt, die
in der Zahnmedizin geltenden Vor-
schriften auf ihr Entbürokratisie-
rungspotenzial hin zu überprüfen.
(ots)

Kurz notiert

„Bessere Leistungen zu leistungs-
gerechteren Preisen bleibt das Ziel“ 
Im Interview mit der ZT Zahntechnik Zeitung:  VDZI-Generalsekretär Walter
Winkler über das Festzuschuss-System und wie Labore über dessen negative
Auswirkungen hinaus ihre Zukunft erfolgreich meistern können
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VDZI-Generalsekretär Walter Winkler


